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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In der Wintersession 2016 folgte die Beratung des Stabilisierungsprogramms 2017-2019
durch den Zweitrat, den Nationalrat. Wie bereits im Standerat beantragte auch in der
grossen Kammer eine Minderheit Meyer (sp, ZH) eine Riickweisung an den Bundesrat,
der ebenso abgelehnt wurde wie der Nichteintretensantrag Hadorn (sp, SO). Ebenfalls
in Ubereinstimmung mit dem Standerat reduzierte der Nationalrat das Sparvolumen im
Vergleich zum Bundesrat, sprach sich aber flr deutlich grossere Sparanstrengungen von
CHF 658 Mio. (2017), 773 Mio. (2018) und 914 Mio. (2019) aus als der Stdnderat. Dabei
schuf der Nationalrat mehrere inhaltliche Differenzen zum Standerat: So beflrwortete
er die vom Bundesrat vorgeschlagene Kirzung des Bundesanteils an den
Krankenkassen-Pramienverbilligungen, welche der Standerat zuvor abgelehnt hatte. Als
Begriindung wurde angefiihrt, dass diese Kirzung erst nach der Anderung des
Bundesgesetzes Uber Erganzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung (ELG) in Kraft treten und entsprechend erst 2019 wirksam werden
solle. Die Anderung des ELG sollten bei Bund und Kantonen zu Entlastungen von rund
CHF 150-170  Mio. fuhren, womit die in den Kantonen durch das
Stabilisierungsprogramm anfallenden Mehrkosten kompensiert werden kdnnten.
Erfolglos wies eine Minderheit um Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) darauf hin, dass
bisher noch unklar sei, wie diese Reform genau aussehen werde und ob sie die Kantone
wirklich entlasten koénne. Ebenfalls restriktiver als der Standerat zeigte sich der
Nationalrat im Integrationsbereich, in dem er den Sparvorschlagen des Bundesrates
folgte, sowie bei der Regionalférderung, bei der er die Einlagen an den Fonds fur
Regionalentwicklung fur die Jahre 2018 und 2019 um zusatzliche CHF 10 Mio.
reduzierte. Auch bei den Ausgaben im Eigenbereich, also beim Bundespersonal, sieht
die grosse Kammer grosseres Sparpotential als der Bundesrat - hier erhéht sie den vom
Bundesrat vorgeschlagenen Sparbetrag um je CHF 100 Mio. fir die Jahre 2018 und 2019.
Der Standerat hatte diesen Betrag im Herbst noch leicht reduziert. Bei den Ubrigen
zentralen Diskussionspunkten wie der Landwirtschaft, der Bildung und der
Entwicklungshilfe hingegen schloss sich der Nationalrat den Beschlissen des
Stdnderates an.

In der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens bestatigte der Standerat auf
Anraten seiner FK-SR alle im Herbst gefassten Beschlisse, Differenzen konnten somit
keine abgebaut werden. Diskussionen gab es stattdessen hauptséchlich bezlglich der
Schliessung von zivilen Zollstellen. So hatte Finanzminister Maurer im Vorfeld dieser
Sitzung auf Anfrage von Nationalratin Munz (sp, SH) erklart, dass einzelne Schliessungen
von Zollstellen bereits vor der Beratung im Parlament - in der sich sowohl National- als
auch Standerat gegen solche Schliessungen ausgesprochen hatten - vorgenommen,
respektive in die Wege geleitet worden seien. Dies hatte zu einem grossen Aufschrei in
der Ostschweiz gefuhrt, die besonders stark von diesen Schliessungen betroffen
gewesen ware, und gleich mehrere Standerate dazu veranlasst, Bundesrat Maurer zu
einer Revision dieses Entscheides aufzufordern. Dieser versicherte in der Folge, auf
den Abbau der betroffenen Zollstellen zu verzichten, bei den nachsten
Sparforderungen des Parlaments beim Bundespersonal jedoch auf dieses Beispiel
zurtckkommen zu wollen.

Bezuglich des Stabilisierungsprogramms gibt es folglich in der Frihjahrssession 2017
noch einige Differenzen zu klaren - vorgangig hat jedoch auch die FK-NR beantragt, bei
allen offenen Positionen an den Beschliissen des Nationalrats festzuhalten. '

In der Frihjahrssession 2017 gab es bezlglich des Stabilisierungsprogramms 2017-2019
noch vier Differenzen zu kléren. Eine erste bereinigte der Nationalrat, indem er dem
Minderheitsantrag Maire (sp, NE) folgte und auf die zusétzliche Kirzung der Beitrage an
die Regionalpolitik um CHF 10 Mio. verzichtete. Maire hatte den Nationalrat zuvor
aufgefordert, sich mit den wirtschaftlich weniger privilegierten Regionen solidarisch zu
zeigen und diese Beitrédge nicht zu klrzen. Die neue Regionalpolitik sei fur diese
Regionen sehr wichtig, da sie ihnen zum Beispiel erlaube, ihre Industrie mithilfe von
Innovationsprojekten zu diversifizieren oder die Attraktivitat ihrer Region durch
Tourismusprojekte zu steigern. Demgegeniber Ubte zum Beispiel Albert Vitali (fdp, LU)
allgemeine Kritik an der Regionalpolitik, da diese - als Anschubfinanzierung fir Projekte
gedacht - zunehmend zu deren Dauerfinanzierung verwendet wirde. Entsprechend sei
eine grundsatzliche Uberarbeitung notwendig, welche man Uber die Finanzen steuern
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kénne. Bundesrat Maurer entgegnete, dass es beim Stabilisierungsprogramm lediglich
um die Speisung des Fonds und nicht um die Ausgestaltung der Regionalpolitik gehe.
Der Fonds sei zwar gut bestlickt und wurde eine Reduktion verkraften, da es hier
jedoch um einen vergleichsweise geringen Betrag gehe, wére die geplante zuséatzliche
Reduktion ein unnotiges negatives Signal an die Randregionen. Mit 96 zu 93 Stimmen
bei 3 Enthaltungen pflichtete der Nationalrat der Minderheit Maire knapp bei und
lehnte die zusétzliche Reduktion ab.

Eine weitere Differenz bereinigte der Sténderat in der nachsten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens. Die FK-SR hatte beantragt, dem Nationalrat bei den
Sparanstrengungen im Eigenbereich entgegenzukommen, nachdem noch einmal klar
gestellt worden war, dass die Zollstellen in Bargen, Ponte Tresa, Thonex-Vallard, St.
Gallen und Buchs erhalten bleiben wirden. Zudem hatte der Bundesrat am 22. Februar
2017 seinerseits fur den Voranschlag 2018 Einsparungen im Eigenbereich von CHF 150
Mio. beschlossen - bat das Parlament bei dieser Gelegenheit jedoch darum, ihm die
Freiheit zu geben, selbst zu entscheiden, wo diese Sparmassnahmen am ehesten
moglich sind. Der Standerat stimmte in der Folge dem Nationalrat in diesem Punkt mit
33 zu 9 Stimmen zu.

Da der Nationalrat in der letzten Sitzung des Differenzbereinigungsverfahrens die
verbliebenen zwei Differenzen nicht kldren konnte, musste eine Einigungskonferenz
einberufen werden. Offen geblieben waren die zwei Differenzen, von denen der
Stdnderat in den vorangegangenen Beratungen beflrchtet hatte, dass sich die
Sparanstrengungen des Bundes negativ auf die Kantonsfinanzen auswirken kénnten. So
wollten Bundesrat und Nationalrat Integrationsbeitrage an die Kantone in der Héhe von
CHF 23,3 Mio. streichen, die - so die Beflrchtung einer Mehrheit des Stéanderats -
stattdessen durch die Kantone hatten aufgebracht werden mussen. Bundesrat Maurer
betonte im Rahmen der Parlamentsdebatte jedoch, dass es sich dabei weniger um eine
Ausgabenreduktion als um eine Ausgabenverschiebung handle. So schaffe der
Bundesrat zwar Unterstitzungsmassnahmen mit schlechtem Kosten-Nutzen-Verhaltnis
ab, erarbeite gleichzeitig aber auch neue, effizientere Projekte. Diese zielten
insbesondere auf eine bessere Integration der neu angekommenen Asylbewerber durch
Sprachkurse und eine Integrationsvorlehre ab. Auch die Reduktion des Bundesbeitrags
an die Pramienverbilligung von 7,5 auf 7,3 Prozent sei gemass Bundesrat Maurer keine
Lastenverschiebung hin zu den Kantonen, da der Beitrag erst nach Annahme der
Anderung des Erganzungsleistungsgesetzes reduziert werden wiirde. Diese Anderung
wirde es den Kantonen erlauben, die dort eingesparten Gelder fur die
Pramienverbilligung einzusetzen. Als Kompromiss beschloss die Einigungskonferenz,
dem Nationalrat bezlglich der Kirzung der Integrationskosten und dem Sténderat
bezuglich den Kirzungen der Beitrage an die Pramienverbilligung zu folgen.
Entsprechend werden einige bisherige Integrationsprogramme durch neue, effizientere
Programme ersetzt. Gleichzeitig wird bezlglich des Bundesanteils an die
Pramienverbilligung das Ergebnis der Erganzungsleistungsreform abgewartet, in deren
Rahmen diese Problematik nochmals besprochen werden soll. Die Einigungskonferenz
nahm diesen Vorschlag mit 25 zu 1 Stimme an und die beiden Parlamentskammern
folgten ihrem Votum: In der Schlussabstimmung sprachen sich der Stdnderat mit 36 zu
8 Stimmen bei 1 Enthaltung und der Nationalrat mit 139 zu 55 Stimmen bei 3
Enthaltungen flr die finale Version des Stabilisierungsprogrammes aus. ?

Voranschlag

In der Wintersession 2016 beriet der Nationalrat den Voranschlag 2017 als Erstrat.
Dabei setzte er den Rotstift vor allem im Eigenbereich an. So beschloss er unter
anderem Klrzungen beim Bundespersonal, bei externen Beratern und Dienstleistungen
sowie bei der Informatik, sprach aber mehr Geld fur die Landwirtschaft und die Bildung
als es der Bundesrat vorgesehen hatte. Die Hauptdiskussion im Nationalrat drehte sich
aber um die vom Bundesrat vorgesehene ausserordentliche Budgetierung von
Asylausgaben in der Hohe von CHF 400 Mio. und die grundlegende Frage, ob ein
solches Vorgehen eine Aufweichung der Schuldenbremse darstelle. Wahrend die
Mehrheit der FK-NR die Kriterien der Ausserordentlichkeit bei der Schuldenbremse,
insbesondere die Einmaligkeit und Unvorhersehbarkeit, als nicht gegeben erachtete,
wies Philipp Hadorn (sp, SO) im Namen der Kommissionsminderheit darauf hin, dass bei
der Erarbeitung dieser Ausnahmeklausel das Asylwesen explizit als Anwendungsfall
erwahnt worden war. Die Finanzkommission des Nationalrats beantragte diesbezuglich,
die Asylausgaben aufgrund der neusten Schatzungen des SEM mithilfe von dessen
ursprunglicher Schatzmethode zu kalkulieren und nicht - wie es der Bundesrat getan
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hatte - aufgrund der vom SEM neu entwickelten Schatzmethode vom Mai 2016. Dadurch
konnte die Schatzung der Anzahl Asylgesuche von 45000, mit denen der Bundesrat im
Sommer 2016 gerechnet hatte, auf etwa 30'000 Asylgesuche reduziert werden. In
Ubereinstimmung mit diesen neuen Zahlen reduzierte die Finanzkommission die
Betriebsausgaben bei den Empfangs- und Verfahrenszentren und die Ausgaben bei der
Sozialhilfe fur Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Flichtlinge um etwa CHF
340 Mio. Zusammen mit einer Kreditsperre im Umfang von 60 Mio., die auf alle
Departemente verteilt werden sollte, wiirde dies einen Verzicht auf ausserordentliche
Asylausgaben erlauben. Dieser Konzeptentscheid war in der Kommission mit 13 zu 12
Stimmen knapp angenommen worden, noch knapper fiel die Entscheidung im
Nationalrat aus: Dieser stimmte dem Kommissionsvorschlag nur dank dem
Stichentscheid von Ratsprasident Stahl (svp, ZH) mit 97 zu 96 Stimmen zu. Bundesrat
Maurer kritisierte das Vorgehen, bei Bedarf plotzlich die Diskussionsgrundlage zu
andern und nicht wie Ublich und bei allen anderen Budgetpositionen die Zahlen von
Juni 2016 zu verwenden. Diese Praxis, .wenn es unangenehm wird, noch gewisse
Anderungen [vorzunehmenl®, gefdhrde die Schuldenbremse stirker als die
Ausserordentlichkeit gewisser Ausgaben.

Bei der Gesamtabstimmung sprachen sich die Fraktionen der SP und der Grunen
mehrheitlich gegen den Voranschlag aus, weil ihnen die Sparanstrengungen deutlich zu
weit gingen. Gleichzeitig beschloss aber auch die SVP-Fraktion, den Voranschlag
abzulehnen und begriindete dieses Vorgehen damit, dass in Zeiten ohne Rezession ein
ausgeglichenes Budget angestrebt werden sollte. Damit lehnte der Nationalrat den
Voranschlag 2017 mit 77 zu 113 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. Der Standerat wird somit
bei seiner Beratung am 5. Dezember 2016 nur den Bericht des Bundesrates, nicht aber
die Beschllsse des Nationalrates diskutieren. Anschliessend wird sich der Nationalrat
noch einmal mit dem Voranschlag beschaftigen missen, wobei er theoretisch mit der
Diskussion nochmals von vorne beginnen musste. Zum ersten Mal stellte sich beim Bund
damit auch die Frage, was wéare, wenn die Rate bis zum 1. Januar 2017 kein Budget
verabschieden kénnten. Denn obwohl die meisten Kantone solche Regelungen kennen,
sieht der Bund fur diesen Fall keinen rechtlich vorgeschriebenen Ablauf vor. Gemass
Philipp Rohr, dem Sprecher der Finanzverwaltung, dirfte der Bund dann theoretisch
keine Zahlungen mehr tatigen. Um dies zu verhindern, musste das Parlament eine Art
Notbudget beschliessen, bevor in der Fruhlingssession ein neuer ordentlicher
Voranschlag erarbeitet werden konnte. Olivier Feller (fdp, VD) reichte in der Folge eine
Motion ein, welche diese rechtliche Lucke schliessen soll. *

In der Sommersession 2017 behandelte der Stéanderat den Nachtrag | zum Voranschlag
2017, der neun Nachtragskredite im Wert von insgesamt CHF 37 Mio. umfasste, sowie
den Nachtrag la zum Voranschlag 2017, der einen Nachtragskredit in der Héhe von CHF
215 Mio. beinhaltete. Der Nachtrag | enthielt einen zusatzlichen Kredit flr die
Bundesanwaltschaft, die gemass Philipp Mdller (fdp, AG) bereits grosse Anstrengungen
zur Stabilisierung ihrer Lohnentwicklung unternommen hatte, durch die im Voranschlag
2017 beschlossenen Querschnittskirzungen nun aber Probleme bekam, die Léhne zu
zahlen (CHF 700'000). Weitere Kredite wurden durch die Beitragspflicht und den
Anstieg der Betragssatze an die Organisation des Vertrages Uber das umfassende Verbot
von Nuklearversuchen (CHF 40'000), an die Internationale Organisation flr Migration
(CHF 97'673) sowie an das Européische Unterstltzungsbiro fur Asylfragen (CHF 2.5
Mio.) nétig. Zudem beantragte das VBS einen Nachtragskredit fur 30 befristete
Vollzeitaquivalentstellen beim Generalsekretariat, deren Finanzierung zur Zeit des
Voranschlags 2017 noch nicht geklart war (CHF 4.9 Mio.). Als eher ungewdhnlich
bezeichnete Bundesrat Maurer schliesslich die beantragten CHF 18 Mio. flr das Projekt
FISCAL-IT. Fur das Nachfolgeprojekt von INSIEME waren zunachst CHF 85.2 Mio.
bewilligt worden, um 29 Teilprojekte zu den verschiedenen Steuerarten
(Verrechnungssteuer, Mehrwertsteuer, direkte Bundessteuer usw.) umzusetzen.
Gemass Finanzminister Maurer sind bereits ein Grossteil dieser Teilprojekte in Betrieb,
es seien jedoch einige Teilprojekte hinzugekommen wund es habe teilweise
Verzégerungen gegeben, weswegen nun dieser Nachtragskredit nétig wurde. Die FK-SR
beantragte die Annahme aller Nachtragskredite und der Standerat stimmte ihr
einstimmig mit 40 Stimmen (bei einer Enthaltung) zu.

Deutlich mehr Beachtung fand sowohl in den Medien als auch im Stédnderat der
Nachtrag la zum Voranschlag 2017. Der Bundesrat beantragte CHF 215 Mio. fir einen
falligen Burgschaftskredit des Bundes fur die Schweizer Hochseeflotte. Die Bundesrate
Maurer und Schneider-Ammann erklérten den Sténderédtinnen und Sténderaten
ausfuhrlich, dass zwei Reedereien, denen der Bund durch Birgschaften bei der
Finanzierung ihrer Flotte half, kurz vor dem Bankrott gestanden hatten. Die
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Blrgschaften war der Bund eingegangen, damit die Schiffe im Gegenzug die Schweiz im
Krisenfall mit wichtigen Gutern und Ressourcen versorgen wirden. Um den Bankrott
der Reedereien zu verhindern, mussten dreizehn Schiffe zu relativ tiefen Preisen
verkauft werden, wodurch dem Bund als Blrge nun Kosten entstiinden. Entsprechend
hatten weder Bundesrat noch Parlament wirklich eine Wahl, die Blrgschaft sei zu
zahlen; das Parlament kénne entsprechend entweder dem Nachtragskredit zustimmen
oder Ende Jahr eine Kredittuberschreitung zur Kenntnis nehmen. Der Nachtragskredit
erlaube es aber, Zinsen gegenuber den Banken in der Hohe von monatlich CHF 1 bis 2
Mio. zu sparen. Dieses Argument Uberzeugte den Sténderat, stillschweigend nahm er
den Nachtragskredit la an. *

Der Nachtrag Il zum Voranschlag 2017 beinhaltete neun Nachtragskredite in der Héhe
von insgesamt CHF 107 Mio. Mehr als die Halfte davon (CHF 60 Mio.) beantragte das
Eidgendssische Personalamt zur Abfederung der Senkung des technischen Zinssatzes
bei der Pensionskasse des Bundes, der Publica. Der Bundesrat wollte die fur die
Versicherten dadurch entstehenden Leistungseinbussen von 10 Prozent durch eine
einmalige Einlage von CHF 160 Mio. auf die Altersguthaben und durch eine Erhéhung
der Sparbeitrédge auf maximal 5 Prozent reduzieren. Dies sollte mittels dreier Tranchen
in den Jahren 2017 (70 Mio.), 2018 (70 Mio.) und 2019 (26 Mio.) geschehen, wovon CHF 10
Mio. der ersten Tranche mit den Sammelkrediten des EPA kompensiert wirden. Im
Gegenzug wiirden die Mitarbeitenden der Bundesverwaltung in Ubereinstimmung mit
der Motion Dittli (fdp, UR) 2018 auf einen Teuerungsausgleich verzichten.

Weitere CHF 32 Mio. beantragte der Bundesrat nachtréglich fir Zahlungen bezlglich
der Erweiterung der EU, wobei dieser Kredit grosstenteils Rickerstattungen an die
Partnerstaaten fur deren Projektausgaben beinhaltete. Dieser Nachtrag war notig
geworden, weil provisorische Auszahlungspléne oft nicht eingehalten werden konnten,
sei es aufgrund von Projektverzégerungen durch komplexe Beschaffungsverfahren und
Einspruche, aufgrund der Frankenaufwertung oder weil fiur das Jahr 2016 geplante
Auszahlungen aufgrund von Verzogerungen erst im Jahr 2017 getatigt werden konnten.
Die restlichen knapp CHF 15 Mio. verteilten sich auf sieben weitere Projekte. Der Kredit
zur Zahlung von Vergutungszinsen in der Héhe von CHF 6.2 Mio. war mit der
Autorisierung der FinDel bereits als Vorschuss ausbezahlt worden. Die
Vergltungszinsen werden aufgrund des NFB in einem eigenen Kredit verbucht, jedoch
war im Voranschlag 2017 aufgrund eines Bundesgerichtsentscheids zur Umsatzabgabe
und eines Rechtsfalls bei der Mehrwertsteuer zu wenig Geld budgetiert worden. Da
aber die Vergltungszinsen jeweils innert 30 Tagen féllig werden, war ein Vorschuss
notig geworden.

In der Wintersession 2017 behandelte zuerst der Standerat das Geschéaft gemeinsam mit
dem Voranschlag 2018. Umstritten waren lediglich die flankierenden Massnahmen zur
Senkung des technischen Zinssatzes bei der Publica. Eine Minderheit Hegglin (cvp, ZG),
unterstitzt von Werner Hosli (svp, GL), beantragte, diesen Nachtragskredit abzulehnen.
Beide Sténderdte betonten, dass es fur sie - und offensichtlich auch fur die
Bundesverwaltung, die ihnen keine entsprechenden Unterlagen in natzlicher Frist
liefern konnte - schwierig sei, .den Beschluss und seine Folgen im Vergleich zu
Leistungen anderer Korperschaften einlzulschatzen™. Bisher seien aber die
Vorsorgewerke des Bundes grosszlgig gewesen, vermutlich auch deutlich grossztgiger
als diejenigen der Steuerzahler. Zudem wirden diese Einlagen nicht zur Stabilisierung
der Kasse beitragen, so dass bei einer paritatischen Ausfinanzierung einer allfalligen
zukunftigen Unterdeckung der Bund wiederum werde zahlen mussen. Aus einem
anderen Gesichtspunkt kritisierte Christian Levrat (sp, FR) den Vorschlag: Dadurch dass
die Rekapitalisierung auf Kosten des Teuerungsausgleichs - der 2018 etwa CHF 33 Mio.
ausmache - zustande komme, sei der hier bezahlte Betrag in funf Jahren bereits wieder
hereingeholt. Somit wirde die Senkung des technischen Zinssatzes in den kommenden
Jahren ausschliesslich von den Arbeitnehmenden bezahlt. Dies sei ein schlechter Deal
fur die Bundesangestellten. Zudem lagen die Leistungen der Publica héchstens im
Mittelfeld, vor allem verglichen mit Pensionskassenleistungen von Grossunternehmen.
Finanzminister Maurer betonte, dass dieses Paket eine Kompromissldsung mit den
Personalverbédnden darstelle und der Bund bei Lohnerhdhungen im Vergleich zur
Privatwirtschaft eher hinterherhinke. Auch der Bund sei aber darauf angewiesen, die
besten Mitarbeitenden anheuern zu kénnen. Zudem hatten die Bundesangestellten seit
dem Jahr 2000 deutlich mehr an den Primatwechsel bezahlt als der Bund. Wie bereits
die FK-SR entschied sich auch der Stéanderat, dem Bundesrat in diesem Anliegen zu
folgen. Mit 24 zu 19 Stimmen (2 Enthaltungen) nahm er den Nachtragskredit an. ®
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Der Bericht des Bundesrates zum Voranschlag 2018 stellte Einnahmen von CHF 71.3
Mia. Ausgaben von 71.2 Mia. gegenlber und erfillte somit durch ein positives
Finanzsaldo von CHF 103 Mio. die Vorgaben der Schuldenbremse. Die im Vergleich zu
den letzten Jahren deutlich hoheren Einnahmen und Ausgaben sind auf zwei
haushaltsneutrale Sonderfaktoren zurlckzufihren: die Integration des
Netzzuschlagsfonds von CHF 1.1 Mia. in den Bundeshaushalt sowie die Umwandlung des
Darlehens der Sifem AG tUber CHF 374 Mio. in Aktienkapital. Im Gegenzug sind auch die
im letztjahrigen Stabilisierungsprogramm beschlossenen Sparmassnahmen von rund
einer Milliarde Franken enthalten. Zudem hatte der Bundesrat verglichen mit dem
Voranschlag 2017  Kirzungen bei den ungebundenen  Bereichen der
Entwicklungszusammenarbeit, der Landwirtschaft und der Bildung vorgenommen.
Unklar war, wie die durch die Ablehnung der Reform der Altersvorsorge 2020 frei
gewordenen Mittel von CHF 442 Mio. verwendet werden sollen. Der Bundesrat schlug in
einer Nachmeldung vor, den gesetzlich zuldssigen Hochstbetrag von CHF 295 Mio. in
den Bahninfrastrukturfonds (BIF) einzubezahlen und den Rest fir den Schuldenabbau
zu verwenden. Dadurch gewanne man geméss Finanzminister Maurer mehr Flexibilitat
fur die Zukunft, ohne dass man jetzt aufgrund der Schuldenbremse andernorts stérker
sparen musse. Die FK-NR beantragte hingegen in einer Kommissionsinitiative (Pa.lv.
17.496), diese Mittel 2018 einmalig dem AHV-Fonds zukommen zu lassen. Da dies
zwingend einer Gesetzesanderung bedurfte, die Summe mit lediglich einem Prozent der
Jahresausgabe der AHV deren Probleme nicht 16sen kénne und sich das Parlament erst
kirzlich mit der Problematik von gebundenen Ausgaben beschaftigt hatte, lehnte die
FK-SR diesen Vorschlag jedoch ab.

In der Standeratsdebatte erklarte Kommissionsprasidentin Anita Fetz (sp, BS), dass sich
die FK-SR bei ihren Anderungsantragen gegeniiber dem Bundesratsvorschlag auf einige
Schwerpunkte beschrankt habe. Vor allem im Bereich Bildung, Forschung und
Innovation wolle sie weniger sparen als der Bundesrat, wodurch der Aufwand insgesamt
um CHF 70 Mio. und die Einnahmen um CHF 150'000 steigen wurden. In der Folge
meldeten sich verschiedene Redner zu Wort, um auf in ihren Augen in der
Budgetdebatte benachteiligte respektive Ubervorteilte Bereiche - allen voran die
Landwirtschaft und die Armee respektive die Bildung und die Beziehungen zur EU -
hinzuweisen. Finanzminister Maurer verdeutlichte, dass der Voranschlag 2018 kein
neues Sparprogramm sei. Vielmehr habe der Bundesrat Umschichtungen
vorgenommen, die durch Ausgaben in anderen Bereichen (CHF 0.8 Mia. fir den NAF,
CHF 0.2 Mia. mehr fur Asylausgaben, CHF 0.5 Mia. fir die AHV) in Kombination mit der
Schuldenbremse noétig geworden seien. In den Ubrigen Bereichen habe man lediglich
den vom Parlament durch Annahme der Motion Dittli erteilten Auftrag erfullt und den
Teuerungsausgleich der erwarteten geringeren Teuerung angepasst. In der Folge
unterstitzte der Standerat den Bundesrat in den meisten Punkten. Er stimmte der
Einlage von zwei Dritteln der durch die Ablehnung der Altersvorsorge 2020
freigewordenen 442 Mio. in den BIF zu und akzeptierte auch den bundesratlichen
Vorschlag, die Senkung des technischen Zinssatzes bei der Publica, der Pensionskasse
des Bundes, abzufedern. So soll eine einmalige Einlage von CHF 160 Mio. gewéhrt
werden, wovon CHF 60 Mio. im Voranschlag 2018 integriert sind, dafur erhalten die
Mitarbeitenden keinen Teuerungsausgleich auf ihre Lohne. Diese Budgetposition hatte
auch bezuglich des gleichzeitig beratenen Nachtrags Il zum Voranschlag 2017 zu grossen
Diskussionen zwischen der rechten und linken Ratshaélfte gefuhrt.

Abweichungen vom bundesratlichen Vorschlag schuf der Standerat vor allem im Bereich
Bildung und Forschung, wo er die Sparanstrengungen des Bundesrates reduzierte.
Teilweise gegen seine ideologischen Praferenzen stimmte der Standerat der vom
Bundesrat vorgeschlagenen Reduktion der Direktzahlungen in der Landwirtschaft zu
und reduzierte zusatzlich den Betrag fir landwirtschaftliche Strukturverbesserungen.
Zu diesen zwei Massnahmen hatte Anita Fetz als Prasidentin der FK-SR aufgerufen,
nachdem der Nationalrat in der Einigungskonferenz 2017 dem Sténderat in keinem
Punkt entgegengekommen war: Da bei einer Ablehnung des Vorschlags der
Einigungskonferenz zum Budget jeweils der tiefere der von National- und Standerat
verabschiedeten Betrédge Ubernommen wird, hatte sich der Nationalrat 2017 in allen
umstrittenen Punkten durchgesetzt. Hatte der Stdnderat vor einem Jahr noch auf
solche ,Spielereien™ verzichtet, habe er jetzt geméss Fetz ,aus den letztjahrigen
Fehlern™ gelernt und sich diese Verhandlungsmasse gegenuber dem Nationalrat
bewahrt. ¢
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Nachdem der Standerat seine Debatte des Voranschlags 2018 nach vier Stunden
beendet hatte, machte sich tags darauf der Nationalrat zu einer schliesslich fast
zwolfstindigen Debatte inklusive Nachtsitzung auf, in deren Rahmen er Uber 80
Minderheitsantrage behandelte. Dies hatte bereits im Vorfeld zu Kommentaren geflhrt.
Finanzminister Maurer hatte den Parlamentarierinnen und Parlamentariern in Bezug auf
die Budgetdebatte geraten, ihren Schlafsack einzupacken, Standerat Comte (fdp, NE)
verstand den ,Basar™ und die ,Quasi-Hysterie™ im Nationalrat als Anzeichen fir dessen
fehlenden Willen zur Kompromisssuche.

Die grosse Kammer hatte zuerst einen Rickweisungsantrag Meyer (sp, ZH) zu
behandeln, geméass dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, den K-Faktor, den
Konjunkturfaktor, den wirtschaftlichen Prognosen anzupassen und nach oben zu
korrigieren, bei den Teuerungskirzungen die bereits im Rahmen des
Stabilisierungsprogramms erfolgte Teuerungskorrektur von 0.7 Prozent in Betracht zu
ziehen sowie auf die Klirzungen im Eigenbereich und bei den gezielten Massnahmen zu
verzichten. Der K-Faktor erlaube es dem Bund, antizyklisch zu handeln, somit sollen in
konjunkturell schlechteren Situationen die Einnahmen auch einmal die Ausgaben
Ubersteigen durfen. Unter Bertcksichtigung des héheren K-Faktors fur das Jahr 2018
sei es somit moglich, auf Kiirzungen zu verzichten. Mit 134 zu 52 Stimmen (bei einer
Enthaltung) sprach sich der Nationalrat jedoch gegen den Widerstand der SP- und der
Grlinen-Fraktion deutlich gegen eine Riickweisung des Budgets aus.

Die Detailberatung war anschliessend aufgrund der zahlreichen Minderheitsantrége in
sechs thematische Blocke gegliedert. Im Allgemeinen lehnte der Nationalrat die
Minderheitsantrage auf (zusétzliche) Kirzungen von der rechten sowie auf eine
Reduktion der beantragten Kurzungen von der linken Ratsseite beinahe durchgehend
ab und folgte mehrheitlich dem Standerat. Im ersten Block zu den
Querschnittsmassnahmen wurden nur wenige Differenzen zum Standerat geschaffen.
Eine davon betraf die Einlage in die Publica respektive die Lohnmassnahmen beim
Bundespersonal, wie sie auch fur den Nachtrag Il zum Voranschlag 2017 relevant sind.
Diesbezlglich wollte Alois Gmur (cvp, SZ) mittels eines Ordnungsantrags, gemass dem
zuerst Uber die Einlage in die Publica und anschliessend Uber die Lohnmassnahmen
abgestimmt werden sollte, sicherstellen, dass nur einer der beiden Vorschlage
angenommen wurde, aber nicht beide. Das Bundespersonal solle entsprechend nicht
leer ausgehen, jedoch auch nicht dUabervorteilt werden. Nach Annahme des
Ordnungsantrags entschied sich eine aus Mitgliedern der SVP-, FDP- und GLP-
Fraktionen bestehende Mehrheit flr den anfanglichen Vorschlag des Bundesrates, der
Lohnmassnahmen in der Héhe von knapp CHF 33 Mio., daflir keine zusatzliche Einlage
in die Publica vorsah, und schuf damit eine gewichtige Differenz zum Standerat. Eine
weitere Differenz kam durch die Zustimmung einer nationalratlichen Mehrheit aus
Mitgliedern der SVP-, FDP- und BDP-Fraktionen zur Anderung des Sollwerts bei der
Personalbedarfsplanung zustande: Neu darf diese nicht mehr um maximal 2 Prozent,
sondern nur noch um 1 Prozent von den budgetierten Betragen abweichen.

Im zweiten Block wurden die Ausgaben im Rahmen von Beziehungen zum Ausland
behandelt, wo vor allem die Umwandlung der Darlehen an die Sifem, wie sie bereits im
Rahmen des Stabilisierungsprogramms angedacht worden war, sowie die
Kdrzungsantrage beim Seco und der Entwicklungshilfe fir Gesprachsstoff sorgten.
Differenzen zum Stéanderat wurden allerdings keine geschaffen, unter anderem lehnte
der Nationalrat einen Vorschlag seiner FK-NR zur Reduktion des Transferaufwands des
EDA um CHF 100 Mio. ab. Auch bezuglich der Umwandlung des Darlehens der Sifem in
Aktienkapital stimmte der Nationalrat nicht der knappen Mehrheit der FK-NR zu,
welche die Ablehnung der Umwandlung beantragt hatte, sondern einem
Minderheitsantrag Vitali (fdp, LU), der dem Standerat folgen und das Aktienkapital der
Sifem zusatzlich um CHF 150 Mio. erhéhen wollte. Zuvor waren jedoch erneut Stimmen
laut geworden, welche die Umwandlung der Sifem kritisierten - von linker Seite
aufgrund der Angst, dass dadurch weniger Geld fur die klassische Entwicklungshilfe
vorhanden sein kénnte, und von rechter Seite, weil der Bund durch eine Umwandlung in
Aktienkapital die Hauptlast des Risikos trage.

Der dritte Block beinhaltete die soziale Wohlfahrt und damit die im Vorfeld am
starksten diskutierte Frage, was mit den durch die Ablehnung der Altersvorsorge 2020
freigewordenen CHF 442 Mio. geschehen soll. Eine so genannte unheilige Allianz
zwischen der SVP- und der SP-Fraktion, unterstitzt von der Grinen-, der GLP- sowie
von Teilen der CVP-Fraktion, entschied sich dafur, den zwei Minderheitsantragen
Nordmann (sp, VD) und Aeschi (svp, ZG) zu folgen (130 zu 63 Stimmen, 1 Enthaltung) und
diese Gelder der AHV zukommen zu lassen. Dies wilrde jedoch eine gesetzliche
Grundlage erfordern, die im Laufe des Jahres 2018 mittels einer parlamentarischen
Initiative geschaffen werden sollte.

Deutlich mehr - wenn auch finanziell weniger gewichtige - Differenzen zum Erstrat
wurden im vierten, flnften und sechsten Block geschaffen. Bezlglich der
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Landwirtschaft stellte sich der Nationalrat wenig Uberraschend gegen die Kirzungen
des Sténderats bei den Direktzahlungen, bei den landwirtschaftlichen
Strukturverbesserungen sowie bei weiteren kleineren Betragen in der Landwirtschaft.
Im Bereich Bildung und Forschung folgte die grosse Kammer nicht allen Korrekturen des
Standerats, der die Sparanstrengungen des Bundesrates vielerorts reduziert hatte,
zeigte sich aber in diesem Bereich mehrheitlich doch grosszlgiger als der Bundesrat.
Daflir beschloss er, verschiedene Einrichtungen (Schweizerisches Institut fir
Kunstwissenschaft, Schweizerisches Sozialarchiv, Stiftung  schweizerischer
Theatersammlung, Vitrocentre de Romont und Swisspeace) von der Liste der
Forschungseinrichtungen mit nationaler Bedeutung zu streichen, ihre Finanzierung in
den Finanzplanjahren laufend zu reduzieren und schliesslich auslaufen zu lassen.
Zudem entschied sich der Nationalrat, entgegen den Beschlissen des Standerats, bei
den Globalbudgets der Steuerverwaltung und der Finanzkontrolle mehr und stattdessen
bei der Zollverwaltung weniger zu sparen. Abgelehnt wurde hingegen ein Antrag der
Mehrheit der FK-NR zur Aufhebung des Buros fir Konsumentenfragen.

Insgesamt schuf der Nationalrat somit 30 Differenzen zum Standerat und entschied
sich, CHF 225 Mio. mehr auszugeben als der Bundesrat und CHF 585 Mio. mehr als die
FK-NR vorgeschlagen hatte. Mit 124 zu 66 Stimmen aus der SVP-Fraktion (bei drei
Enthaltungen) verabschiedete er seinen Voranschlag, der ein Defizit von CHF 122 Mio.,
aber einen strukturellen Uberschuss von CHF 21 Mio. beinhaltete. ’

Auch im Nationalrat drehte sich die Debatte zum Nachtrag Il zum Voranschlag 2017
beinahe ausschliesslich um die Abfederung der Senkung des technischen Zinssatzes der
Publica. Im Unterschied zum Standerat folgte der Nationalrat der Nachmeldung des
Bundesrates fir den Voranschlag 2018, welche dieser nach der Ablehnung der
Altersvorsorge 2020 durch das Volk nachtraglich eingereicht hatte, nicht. Vielmehr
konnte eine aus den SVP-, FDP- und GLP-Fraktionen bestehende Mehrheit die im
urspringlichen Entwurf des Bundesrates vorgesehenen Lohnerhdéhungen um 0.6
Prozent mit 109 zu 90 Stimmen durchsetzen. Das wirde den Bund CHF 32 Mio pro Jahr
kosten. Dadurch wird die Einlage von CHF 70 Mio. im Nachtrag Il genauso hinfallig wie
die CHF 70 Mio. und CHF 26 Mio. flr den Voranschlag 2018 respektive den Finanzplan
2019-2021. Ansonsten schuf der Nationalrat keine weiteren Differenzen zum Standerat
und sprach sich in der Gesamtabstimmung deutlich fur den Nachtrag Il zum
Voranschlag 2017 aus.

In der ersten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens folgte die FK-SR dem
Vorschlag des Nationalrats, die Einlage in die Publica durch die urspringlich
vorgesehenen Lohnmassnahmen zu ersetzen. In der Sténderatsdebatte kindigte
Finanzminister Maurer jedoch an, dass das Thema Publica damit womdglich noch nicht
vom Tisch sei: Die Probleme der Publica seien mit dieser Entscheidung noch nicht
gelost. Dennoch nahm der Standerat diesen Vorschlag des Nationalrats und auch den
Nachtrag Il zum Voranschlag 2017 an. Das Parlament bewilligte folglich Nachtragskredite
zum Voranschlag 2017 in der Héhe von CHF 46.9 Mio. ®

Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in der Wintersession 2018 als
Erstrat. Die Mehrheit der FK-NR hatte entschieden, die Ausgaben im Voranschlag
gegenlber dem bundesréatlichen Vorschlag um 60 Mio. zu reduzieren. Den grossten Teil
dieser Differenz wollte die Kommission durch Kirzungen in der Héhe von CHF 45 Mio.
bei der Sozialhilfe fur Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene und Flichtlinge erzielen;
diese Einsparungen kénnten erreicht werden, wenn die aktuelle, sinkende Zahl an
Asylgesuchen bertcksichtigt werde, erklérte die Kommission. Zusatzliche Finanzierung
sah die Kommission fur das Grenzwachtkorps vor, das mit CHF 2.8 Mio. 44 neue Stellen
finanzieren sollte; dieser Betrag sollte jedoch departementsibergreifend beim Personal
kompensiert werden.

Daneben lagen 54 Minderheitsantrage vor, von denen die meisten von der SVP- und der
SP-Fraktion stammten und nur vereinzelte erfolgreich waren. Die Stossrichtung dieser
Antrage widerspiegelt sich deutlich in den Voten der Fraktionssprechenden in der
allgemeinen Debatte: Wahrend Franz Griter (svp, LU) fur die SVP «zur Vorsicht im
Umgang mit den Staatsfinanzen» mahnte und wie zahlreiche weitere Votantinnen und
Votanten der burgerlichen Parteien den begrenzten finanziellen Handlungsspielraum
des Bundes hervorhob, erachtete Samuel Bendahan (sp, VD) als Vertreter der SP-
Fraktion die aktuelle Situation als Chance fur Investitionen in die Zukunft.

Der Nationalrat behandelte den Voranschlag 2019 in sechs Blécken. Die SVP bemilhte
sich mit ihren Minderheitsantragen zum Beispiel um Kirzungen oder zumindest um
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einen Verzicht auf Erhdéhungen bei den Personalkosten, bei Beratung und
Auftragsforschung Uber alle Departemente hinweg, beim Bundesamt fur Energie, beim
Generalsekretariat des VBS, beim Bundesamt fur Kultur oder beim BFS. Nach dem
starken Anstieg in den letzten Jahren brauche es zudem eine «massvolle Dampfung»
durch eine Plafonierung der Ausgaben flr die internationale Zusammenarbeit, beim
EDA und bei der Entwicklungshilfe, erklarte Peter Keller (svp, NW). Zudem wurde eine
vollstandige Streichung des Aufwands des Eidgendssischen Blros fur die Gleichstellung
von Frau und Mann gefordert. Alle aufgezahlten Antrége wurden abgelehnt.

Die Mitglieder der SP-Fraktion beantragten in ihren Minderheitsantragen, auf die
Querschnittskidrzungen beim Sach- und Betriebsaufwand, welche die Mehrheit der FK-
NR vorgeschlagen hatte, zu verzichten. Weitere Antrége auf zusétzliche Finanzierung
oder auf einen Verzicht auf Reduktion wurden unter anderem im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit, beim Funktionsaufwand des Gleichstellungsbtros, beim
BSV-Globalbudget oder beim Verteidigungsbudget gestellt. Philipp Hadorn (sp, SO)
beantragte, die Zahlen fir die Sozialhilfe fir Asylsuchende und vorlaufig Aufgenommene
auf die neue Formel des SEM zu stltzten, anstatt die aktuellen Zahlen des laufenden
Jahres zu verwenden. Bereits in der Debatte zum Voranschlag 2017 hatte die FK-NR
darauf verzichtet, die neu entwickelten Kennzahlen zu verwenden. Schliesslich
beantragte eine Minderheit Meyer (sp, ZH), die zuséatzlichen Stellen flr das
Grenzwachtkorps ohne Kirzungen bei anderen Departementen zu verwirklichen. Auch
diese Antrage scheiterten allesamt. Erfolgreich waren die Antrage der SP hingegen
bezuglich Bildung und Forschung. Hier reichte die SP-Fraktion acht Antrége ein, mit
denen das Budget in Ubereinstimmung mit dem Mitbericht der WBK-NR wieder dem
Niveau der BFI-Botschaft 2017-2020 angepasst werden sollte. Umstritten war dabei vor
allem die Frage, ob diese neuen Betrage in Ubereinstimmung mit der Motion Dittli (fdp,
UR; Mo. 16.3705) teuerungsbereinigt seien, wie Ursula Schneider Schuttel (sp, FR)
argumentierte, oder ob dadurch die Teuerungsbereinigung, die
departementstbergreifend vorgenommen worden war, im Bildungsbereich wieder
rickgangig gemacht werde, wie Finanzminister Maurer beteuerte. Bis auf einen wurden
alle Antrage betreffend das WBF angenommen.

Antréage erfolgten auch durch Mitglieder der Ubrigen Fraktionen, auch sie waren jedoch
grosstenteils erfolglos. Angenommen wurde jedoch ein Minderheitsantrag Bigler (fdp,
ZH), der den Funktionsaufwand der Eidgendssischen Finanzkontrolle (EFK) verglichen
mit dem bundesrétlichen Vorschlag um CHF 1.97 Mio. klrzen wollte. Der Bundesrat
hatte den Funktionsaufwand um 10 Prozent aufgestockt, damit die EFK ihren
Personalbestand um 10 Vollzeitstellen ausbauen kann. Die EFK st laut
Finanzkontrollgesetz das oberste Aufsichtsorgan des Bundes und Uberwacht unter
anderem die finanzielle Fuhrung der Bundesverwaltung. Sie sei mit den
Untersuchungen und Prifungen unter anderem bezlglich der Burgschaften flr
Hochseeschiffe, der Ruag und dem Mandat der Finanzdelegation zur Governance der
Arbeitslosenversicherung Uberlastet, hatte die EFK erklart. Der Antragssteller warf
diesbezlglich jedoch die Frage auf, ob man wirklich eine «eigentliche
Uberwachungsbehérde» wolle. Mit dem bisherigen Personalbestand sei ein
«priorisiertes Controlling» durchaus moglich, zumal es der EFK - mit Verweis auf die
Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform Ill und zur Debatte zu den
Waffenexporten - bereits jetzt moglich sei, «kaum gesetzeskonforme Stellungnahmen
zu politischen Geschaften abzugeben». Albert Vitali (fdp, LU) betonte als Vizepréasident
der Finanzdelegation (FinDel) die einstimmige Unterstitzung Letzterer flr den Antrag
der Eidgendssischen Finanzkontrolle auf mehr Ressourcen fir ihre Kontrolltatigkeit.
Diskussionen zum Rollenverstandnis und zur Kommunikation der EFK seien nicht im
Rahmen der Budgetdebatte vorzunehmen; die FinDel werde dies mit der EFK in Kirze
diskutieren. Mit 111 zu 77 Stimmen setzten sich die SVP-Fraktion, Mehrheiten der FDP-
und der CVP-Fraktion sowie ein Mitglied der BDP-Fraktion durch und verwarfen die
Erhéhung.

Erfolgreich war auch ein Antrag Gschwind (cvp, JU) fir eine Erhéhung des
Bundesbeitrags flr das Alpine Museum Schweiz 2019 sowie in den Finanzplanjahren. In
der Antwort auf die Interpellation Engler (cvp, GR; Ip. 18.3543) habe der Bundesrat die
Bedeutung des Museums anerkannt, argumentierte Gschwind. Nun solle die
Vernetzungsarbeit nicht nur mit CHF 250'000, sondern zusatzlich mit CHF 530'000
unterstitzt werden.

«Mit dem Budget werden die Finanzen gesteuert», betonte Heinz Siegenthaler (bdp, BE)
im Rahmen der Budgetdebatte. Dass dies nicht ausschliesslich der Fall ist, liegt am
neuen Flhrungsmodell flir die Bundesverwaltung (NFB), das die Steuerung der
Verwaltungseinheiten = durch  eine  Kombination aus  Globalbudgets und
Leistungsinformationen im Rahmen des Voranschlags und des Finanzplans erlaubt. So
erfreuten sich die Sollwerte, die im Rahmen der Planungsgréssen im Voranschlag
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festgelegt werden kénnen, in betreffendem Jahr grosser Beliebtheit. Die Mehrheit der
Finanzkommission schlug vor, als neues Ziel fir die Bundeskanzlei eine Uberpriifung der
ausserparlamentarischen Kommissionen festzulegen. Die Bundeskanzlei solle diese
Kommissionen anhand der Kriterien «ausgewiesene Notwendigkeit» und «effektiv
nachgewiesene Subsidiaritat» beurteilen und ihre Anzahl im nachsten Jahr um
mindestens 10 Prozent reduzieren. Allgemein kritisierte Heinz Siegenthaler dieses
Vorgehen deutlich: Verwaltungsakte seien nicht Aufgabe der Finanzpolitik, erkléarte er.
In diesem Falle komme hinzu, dass die Bundeskanzlei - wie auch Finanzminister Maurer
betonte - diesbezlglich gar keine Entscheidungskompetenz habe und dieses Ziel daher
gar nicht erreichen kénne. Dennoch folgte der Nationalrat dem Mehrheitsantrag und
stimmte der Sollgrésse mit 106 zu 88 Stimmen gegen den Widerstand von SP, Grinen,
BDP und der Mehrheit der CVP zu.

Ebenso umstritten war die Frage, ob die durchgefliihrten Personalbeurteilungen in der
Bundesverwaltung zukinftig als Sollwert einer Normalverteilung folgen missen, wie es
die FK-NR forderte. Thomas Weibel (glp, ZH) erklarte das Anliegen zwar flr
unterstitzungswiirdig, kritisierte aber die «Hauruck-Ubung» der Kommission. Barbara
Gysi (sp, SG) kritisierte die «komische Forderung», gemass der man gleich viele
schlechte wie gute Mitarbeitende haben musse. Auch hier waren die Proteste jedoch
nicht von Erfolg gekront, mit 118 zu 76 Stimmen stimmte der Nationalrat dem
Mehrheitsantrag der Kommission zu.

Schliesslich schlug die Finanzkommission mit 16 zu 8 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor, es
dem SEM als Ziel aufzuerlegen, bis zum 31. Dezember 2020 ein
Ruckibernahmeabkommen mit Eritrea abzuschliessen. Wahrend Kommissionssprecher
Thomas Mdller (svp, SG) die Meinung vertrat, man musse - wie im Fussball - mit einer
«klaren Zielsetzung in den Match gehen», um zu gewinnen, hielt Alois Gmur (cvp, SZ) im
Namen der Minderheit fest, dass dieses Ziel «vdllig aus der Luft gegriffen» sei. Eritrea
habe noch mit keinem Land ein solches Abkommen abgeschlossen. Zudem sei nicht
klar, welche Konsequenzen ein Nichterreichen des Ziels habe. Mit 99 zu 92 Stimmen
setzten sich die geschlossen stimmenden SVP- und FDP-Fraktionen mit Unterstitzung
je eines Mitglieds der CVP und der BDP auch hier durch.

Doch nicht nur die burgerliche Mehrheit der FK-NR, auch Mitglieder der SP-Fraktion
beabsichtigten die Nutzung des Instruments der Sollwerte: Eine Minderheit Kiener
Nellen (sp, BE) wollte die eidgendssische Steuerverwaltung tiber die Planungsgréssen in
zwei Antragen dazu verpflichten, sowohl fur die Verrechnungssteuer als auch fur die
Mehrwertsteuer mehr Steuerinspektionen vor Ort vorzunehmen. Beide Antrage fanden
jedoch nur bei den Mitgliedern der SP, der Grlinen und der EVP Unterstutzung.

Nach dreitégiger Debatte verabschiedete die grosse Kammer den Voranschlag 2019 mit
126 zu 60 Stimmen (bei 7 Enthaltungen). Wie bereits im Jahr zuvor lehnte die Mehrheit
der SVP-Fraktion das Budget ab. Der Voranschlag beinhaltete in dieser Version einen
Uberschuss von CHF 1.209 Mrd. und einen strukturellen Uberschuss von 915 Mio., wies
also um CHF 54 Mio. héhere Ausgaben auf als die Version des Bundesrates und um CHF
121 Mio. hohere als die Version der FK-NR. ?

Im Vergleich zum Nationalrat bereinigte der Standerat den Voranschlag 2019 in
deutlich kurzerer Zeit und deutlich einhelliger: In den meisten Kommissionsantragen
folgte der Standerat stillschweigend ohne Gegenantrag dem Entwurf des Bundesrates
und schuf so einige Differenzen zum Erstrat. Diskussionslos und stillschweigend sprach
sich der Standerat auch fir die vom Bundesrat beantragte und vom Nationalrat
abgelehnte Aufstockung des Funktionsaufwands der EFK aus.

Langer diskutiert wurde hingegen uUber die Berufungskammer des Bundesstrafgerichts.
Hier hatte die FK-SR keine Anderung zum bundesréatlichen Vorschlag vorgesehen. Beat
Rieder (cvp, VS) erklérte jedoch dem Rat im Rahmen seines Antrags die Problematik des
Bundesstrafgerichts ausfuhrlich: Mitte 2017 hatte man eine neue Berufungskammer far
das Bundesstrafgericht geschaffen, die sowohl den Sachverhalt als auch die
Rechtsanwendung mit voller Kognition von Urteilen Uberprifen soll. Aus der geringen
Anzahl Féalle, mit denen gerechnet worden war, wurden alleine im Jahr 2017 tUber 70
Urteile, woflur die auf 300 Stellenprozente erhohte Personalausstattung nicht
ausreichte. Deshalb  entschied der Nationalrat stillschweigend, fur die
Berufungskammer eine eigene Budgetposition zu schaffen und diese um CHF 1 Mio. auf
CHF 2.9 Mio. aufzustocken. Mit seinem Einzelantrag beabsichtigte Rieder, diesbezlglich
dem Nationalrat zu folgen. Ulrich Meyer, Prasident des Bundesgerichtes, begrisste im
Namen des Bundesgerichts die Anderung des Nationalrats. In der Folge beantragte
Hannes Germann (svp, SH) als Prasident der FK-SR den Riickzug des Mehrheitsantrags,
wogegen die Ubrigen Kommissionsmitglieder keine Einwande &usserten und wodurch
der Antrag Rieder angenommen wurde.
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Die andere grossere Debatte drehte sich um die Frage, welche Betrdge zu den
verschiedenen WBF-Positionen genau «Dittli-konform» (Anita Fetz, sp, BS) sind, also
mit der Motion von Josef Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) libereinstimmen, geméss der die
Teuerung nur ausgeglichen werden soll, wenn sie anfallt. Finanzminister Maurer bat den
Rat diesbezuglich, auf die vorgeschlagenen Erhdhungen der Betrége - die FK-SR schlug
in zwei Fallen einen Mittelweg zwischen Bundesrat und Nationalrat vor und sprach sich
ansonsten fur die von der grossen Kammer vorgenommenen Korrekturen aus - zu
verzichten. Man habe die Teuerung bei der ganzen Verwaltung entsprechend der
Motion Dittli herausgerechnet; es sei daher nicht fair, hier die Betrége wieder um die
Teuerung zu erhéhen. Dem widersprach jedoch Anita Fetz: Ein rlckwirkender
Teuerungsausgleich, wie ihn der Bundesrat vorgenommen habe, sei nicht Teil der
Motion Dittli. Jedoch habe man im Vergleich zum Nationalrat die aktuelle Teuerung
herausgerechnet, wodurch die teilweise unterschiedlichen Antrage zur grossen
Kammer zu erkldren seien. Trotz der Beteuerungen des Finanzministers, dass die
Teuerung bei allen Budgetpositionen gleichermassen bertcksichtigt worden sei, nahm
der Stéanderat samtliche Mehrheitsantrage der Finanzkommission zum WBF an und
schuf dadurch auch einige Differenzen zum Nationalrat.

Kurios mutete schliesslich ein Antrag Hosli (svp, GL) an: Ebenso wie ein im Nationalrat
unterlegener Minderheitsantrag Gmur (cvp, SZ) forderte dieser den Verzicht auf die
Aufstockung des Grenzwachtkorps, obwohl die SVP-Fraktion im Nationalrat die von der
FK-NR vorgeschlagene Aufstockung klar beflrwortet hatte. Werner Hosli begriindete
den Antrag damit, dass die Standesinitiativen mit Forderung einer Aufstockung des
Grenzwachtkorps aus dem Jahr 2015 stammten, «als sich unsere Grenzbevdlkerung zu
Recht in ihrer Sicherheit gefahrdet sah». Dies sei jetzt aber nicht mehr der Fall und da
durch die Zusammenlegung der operativen Einheiten von Grenzwachtkorps und Zoll
und der Einflhrung von DAZIT im administrativen Bereich Personal gespart werden
kénne, brauche es diese Aufstockung nicht. Dem stimmte auch Finanzminister Maurer
zu und staunte Uber die «verkehrte Welt»: «Normalerweise wollen Sie uns Stellen, die
wir Ihnen beantragen, streichen. Hier wollen Sie uns Stellen geben, die wir eigentlich
nicht brauchen.» Der Standerat sprach sich jedoch in Ubereinstimmung mit dem
Nationalrat ebenfalls fur die Finanzierung der 44 neuen Stellen aus, tat dies mit 21 zu 20
Stimmen bei 1 Enthaltung jedoch deutlich knapper als die grosse Kammer.

Ansonsten stimmte der Standerat dem Erstrat bei zahlreichen Budgetpositionen zu.
Unter anderem stimmte er fur die Aufstockung der Budgets des Alpinen Museums
Schweiz, der internationalen Sportanlasse zur Durchfiihrung der Rad-WM in Aigle sowie
der Sicherheitsuntersuchungsstelle, deren Erhdéhung der Bundesrat in einer
Nachmeldung aufgrund des Unfalls der Ju-Air beantragt hatte. Differenzen schuf er
unter anderem bezuglich des BAG, der Sozialhilfe fur Asylsuchende, vorlaufig
Aufgenommene und Flichtlinge, des Zivildienstes und des Sach- und Betriebsaufwands,
bei denen der Standerat entsprechend dem bundesréatlichen Vorschlag mehr Geld
sprechen wollte als der Nationalrat. Bei der Landwirtschaft und diversen
Bildungspositionen hatte sich der Nationalrat grosszlgiger gezeigt als die
Sténdekammer.

Einstimmig mit 42 zu O respektive 43 zu O Stimmen nahm der Standerat samtliche zum
Budget gehorigen Bundesbeschlisse an.

Im Differenzbereinigungsverfahren zum Voranschlag 2019 gelang es den beiden Réten,
bis auf eine Position alle Differenzen zu bereinigen. Der Nationalrat kam bis zum
Schluss des Differenzbereinigungsverfahrens dem Standerat bei den Differenzen zur
Landwirtschaft, zum Eidgendssischen Hochschulinstitut far Berufsbildung, beim
Zivildienst und beim Sach- und Betriebsaufwand in den Finanzplanjahren entgegen -
bezlglich des Sach- und Betriebsaufwands im budgetierten Jahr hatte zuvor der
Standerat eingelenkt. Auch samtliche beabsichtigten Anderungen der Sollwerte gab der
Nationalrat auf. Der Standerat folgte seinerseits dem Nationalrat bei den von der
grossen Kammer vorgeschlagenen Kirzungen bei der Sozialhilfe fir Asylsuchende,
vorlaufig Aufgenommene und Fllichtlinge und bei der Erhdhung der Beitrage an
Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung. Beim BAG wollte der Nationalrat
den Funktionsaufwand, mit dem der Beizug von externen Sachverstandigen finanziert
wird, um CHF 1.4 Mio. oder 9 Prozent des gesamten Funktionsaufwandes kirzen. Trotz
verschiedenster Wortmeldungen gegen diese Anderung - unter anderem auch durch
den Finanzminister, der die Aufstockung der Position durch den Bundesrat als
«Quittung fir Hunderte von Vorstéssen und Programmen zur Uberwachung, die Sie
fordern» bezeichnet hatte -, lenkte der Sténderat diesbezuglich ein. Das BAG erhielt
folglich CHF 1.4 Mio. weniger, als vom Bundesrat veranschlagt.

Nicht einig wurden sich die Rate einzig bezlglich der beantragten Aufstockung des
Globalbudgets der Finanzkontrolle. Wahrend der Standerat mit Verweis auf ihre
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ausgewiesene Notwendigkeit einstimmig auf der Aufstockung beharrte, wurde das
Thema im Nationalrat mehrfach diskutiert. Insbesondere Barbara Kiener Nellen (sp, BE)
und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) machten sich im Namen der Minderheit fir eine
Aufstockung stark: Der Mehraufwand der EFK sei erwiesen, die EFK reduziere
gleichzeitig ihren Sach- und Betriebsaufwand um CHF 240400 und die
Stellenaufstockung werde sich selber finanzieren, argumentierten sie. Als wahren
Grund fur die Ablehnung der Aufstockung vermuteten sie jedoch eine «Trotzelei»
(Siegenthaler), «Retourkutsche» (Kiener Nellen) oder «Strafaktion» (beide) gegen
unliebsame Botschaften der EFK. Dem widersprachen verschiedene Mitglieder der SVP-
und der FDP-Fraktion: Franz Griter (svp, LU) erklarte fur die SVP, die 108 Vollzeitstellen
reichten fir die EFK aus. Albert Vitali (fdp, LU) hingegen schloss eine Aufstockung nicht
ganzlich aus. Er argumentierte, dass die FDP Aufstockungen erst zustimmen wurde,
nachdem das Rollenverstandnis der EFK geklart sei.

In der Folge wurde fir diese letzte Differenz eine Einigungskonferenz einberufen. Darin
setzte sich der Stdnderat mit seiner Absicht durch, den Aufwand wie vom Bundesrat
beantragt um CHF 1.97 Mio. zu erhéhen. Im Nationalrat wies Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
noch einmal darauf hin, dass seine Minderheit keinen Ausbau wolle, es aber in erster
Linie nicht um den Betrag gehe, sondern um die «Grundsatzfrage, welche Art von
Finanzkontrolle wir wollen und welche Art von Finanzkontrolle wir nicht wollen>.

Mit 113 zu 64 Stimmen (9 Enthaltungen) liess sich die grosse Kammer auch in der
Abstimmung zum Vorschlag der Einigungskonferenz nicht von ihrer urspringlichen
Meinung abbringen und lehnte den Vorschlag ab. Die ablehnenden Stimmen stammten
von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von den fast geschlossen
stimmenden FDP- und CVP/EVP-Fraktionen. Der Stédnderat nahm den Vorschlag der
Einigungskonferenz mit 33 zu 2 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Damit erhielten die
von beiden Raten vor der Einigungskonferenz gefundenen Kompromisse Glltigkeit; da
bei den in der Einigungskonferenz abgelehnten Positionen aber der tiefere Wert
verwendet wird, wurde das Globalbudget der EFK zumindest vorlaufig nicht
aufgestockt. "

In der Wintersession 2019 behandelte der Standerat als Erstrat den Voranschlag 2020.
Hannes Germann (svp, SH) stellte die Vorlage im Namen der Kommission vor. Er
bezeichnete die Budgetsituation als positiv, zumal trotz STAF und allgemein starkem
Ausgabenwachstum dank der Dynamik bei der direkten Bundessteuer und den
Verrechnungssteuern ein Uberschuss erwartet werde. Er verwies auf die Nachmeldung
des Bundesrates vom 27. September 2019, in der dieser eine Nachzahlung von
Genossenschaftsbeitrdgen an die Nationale Genossenschaft fur die Lagerung
radioaktiver Abfélle in der Hohe von CHF 158 Mio. beantragt hatte. Nach einem
Uberblick stellte er die Mehrheitsantrage der FK-SR kurz vor, die gegenlber der
Bundesratsvorlage Mehrausgaben von CHF 122.3 Mio. mit sich bringen wirden. In der
Folge diskutierte der Standerat ausschliesslich Uber diese Kommissionsantrage.

Die Erhéhung der Unterstitzung von Organisationen im Bereich der ausserschulischen
Kinder- und Jugendférderung um CHF 4 Mio. auf CHF 14 Mio. lehnte Bundesrat Maurer
als Bagatellsubvention ab; die Gewahrung solcher sei aber nicht Aufgabe des Bundes,
erkléarte er. Peter Hegglin (cvp, ZG) betonte hingegen, dass sich der Bund seit
Inkrafttreten des Kinder- und Jugendférderungsgesetzes im Jahr 2013 jahrlich mit CHF
10 Mio. an diesen Organisationen beteilige. Da sich die Zahl der Anspruchsgruppen
seither stetig vergrossert habe, die Betrdge des Bundes jedoch gleich geblieben seien,
seien die Beitrage an die einzelnen Organisationen um fast 40 Prozent gesunken. Mit 27
zu 13 Stimmen folgte die kleine Kammer der Kommission in diesem Punkt.

Diskussionen gab es ansonsten nur noch bezlglich der Bildungsausgaben. Hier
beabsichtigte die Kommissionsmehrheit eine Erhéhung des Finanzierungsbeitrags an
die ETH (+CHF 30 Mio.), der Beitrége flur die berufliche Bildung (+CHF 15 Mio.), der
Grundbeitrége an die Universitaten (+CHF 20 Mio.) und die Fachhochschulen (+CHF 15
Mio.), der Ausbildungsbeitrage (+CHF 764'100), der Finanzhilfen fur WeBiG (+CHF
200'300), der Beitrége flr die Institutionen der Forschungsférderung (+CHF 15 Mio.)
sowie der Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung (+CHF 3.1 Mio.). Damit
nehme man wie bereits im Voranschlag 2019 Bezug auf die BFI-Botschaft 2017-2020,
wobei die darin beschlossenen Ausgaben spater um 3 Prozent reduziert worden waren,
um die Kostenbremse einhalten zu koénnen, erklarte Erich Ettlin (cvp, OW) fir die
Kommission. Da es die Finanzlage des Jahres 2020 erlaube, wolle man hier zu den
urspringlichen Betragen zurlickkehren, nicht aber in den Finanzplanjahren, dort misse
man dies in den jeweiligen Voranschlagen neu diskutieren. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) beantragte, dem Bundesrat zu folgen und auf die Erhéhungen zu verzichten. Der
Bund schenke dem Bildungsbereich - richtigerweise - bereits gentgend
Aufmerksamkeit, die entsprechenden Ausgaben wirden von CHF 7.7 Mrd. (2018) auf
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voraussichtlich CHF 8.6 Mrd. (2023) ansteigen, argumentierte Hefti. Weitere,
«giesskannenartige» Erhdhungen sollten nicht zum Gewohnheitsrecht werden. Auch
Finanzminister Maurer lehnte die Erhdhung ab. Man habe damals die nicht eingetretene
Teuerung Uberall herausgerechnet, wie es das Parlament spater im Rahmen der Motion
Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) bestétigt habe, einzig den Bildungsbereich nehme das
Parlament immer wieder von dieser Anderung aus. Dennoch sprach sich der Standerat
deutlich fur die verschiedenen Erhéhungen aus.

Den Ubrigen Antragen der Kommission folgte der Rat ohne gréssere Diskussionen: Fur
die finanzielle Unterstutzung von Selbsthilfeprojekten bezuglich der Opfer von
flrsorgerischen Zwangsmassnahmen beantragte die Kommission eine Budgeterhdhung
von CHF 1560'000 auf CHF 2 Mio. sowie eine Fortsetzung in den Finanzplanjahren. Da im
Parlament noch verschiedene Vorstésse fur eine  Fristverlangerung zur
Gesuchseinreichung fur die Opfer von flrsorgerischen Zwangsmassnahmen héangig
seien und der Bundesrat Empfehlungen einer unabhangigen Expertenkommission
«Administrative Versorgung» prfe, solle dieser Betrag als Spielraum fur solche Projekte
geschaffen werden, erklérte Christian Levrat (sp, FR) fir die Kommission. Mit 27 zu 13
Stimmen sprach sich der Standerat flur diese Erhéhung aus. Im Sportbereich erhéhte er
einstimmig die Kredite fur Sportverbande und andere Organisationen (+CHF 10 Mio.),
flr nationale Sportanlagen (+CHF 5 Mio.) und fur Wertberichtigungen im
Transferbereich (+CHF 5 Mio.) in Voranschlag und Finanzplan, um den «Zeitraum bis
zum frihestens flr 2022 vorgesehenen Inkrafttreten des néchsten Nationalen
Sportanlagenkonzepts zu Uberbricken», wie Hannes Germann zuvor fur die Kommission
erklart hatte. Den Kredit fur Schweiz Tourismus erhéhte der Rat zur Umsetzung des vom
Parlament gefassten Beschlusses zur Wirtschaftsforderung um CHF 2.375 Mio.
Einstimmig nahm der Stadnderat in der Folge den Bundesbeschluss la Uber den
Voranschlag fur das Jahr 2020 an.

Einen Anderungsantrag stellte die Kommission noch fiir den Bundesbeschluss Ib tber
die Planungsgrossen im Voranschlag fur das Jahr 2020: Hier beabsichtigte sie, die
Aufstockung bei den Institutionen der Forschungsférderung dem Schweizerischen
Nationalfonds zukommen zu lassen, wéhrend die Minderheit Hefti diese Vorschrift
genauso ablehnte wie die Erhdéhung selbst. Einstimmig nahm der Stédnderat die
Anderung an. Der Bundesbeschluss Il iber den Finanzplan fiir die Jahre 2021-2023
bedarf keiner Gesamtabstimmung, hingegen stimmte der Sténderat dem
Bundesbeschluss Ill Gber die Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds fur das Jahr
2020 sowie dem Bundesbeschluss IV Uber die Entnahmen aus dem Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrsfonds fir das Jahr 2020 einstimmig zu. ™

Nur einen Tag spater ging die Debatte um den Voranschlag 2020 im Nationalrat weiter.
Auch dieses Jahr drehte sich die Eintretensdebatte vor allem um die Frage, wie gut die
wirtschaftliche Lage des Bundes wirklich sei und wie grosszlgig das Parlament folglich
mit dessen finanziellen Ressourcen umgehen kénne. Eintreten war nicht umstritten,
ganz im Gegensatz zur Detailberatung: Neben den Mehrheitsantrégen standen
zahlreiche Minderheitsantrage der SP- und der SVP-Fraktion auf dem Programm. Doch
obwohl der Nationalrat den Voranschlag wahrend tUber 9 Stunden diskutierte, schuf er -
verglichen mit der Anzahl Minderheitsantrége - nur wenige Differenzen zum Standerat.

Die meisten dieser Differenzen waren im Nationalrat unumstritten, etwa die Erhéhung
des Globalbudgets der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts um CHF 709300
CHF. In verschiedenen Fallen verband die Kommission zudem Aufstockungen mit der
Definition neuer Grenz- und Sollwerte oder der Neudefinitionen der
Rahmenbedingungen der Kreditverwendung, Instrumenten des Neuen Flihrungsmodells
des Bundes fur die Bundesverwaltung. Mit diesen kdnnen Bedingungen zur Verwendung
der Gelder mit Budgetpositionen verbunden werden. Die Aufstockung des
Globalbudgets der Landwirtschaft um CHF 500'300 begrindete der Nationalrat mit der
drohenden Unterfinanzierung des Aufbaus des Kompetenzzentrums Boden und
definierte dessen Finanzierung als Rahmenbedingung fur den Kredit. Auch die
Forschungsbeitrage  fur die Landwirtschaft erhdhte er zugunsten des
Forschungsinstituts fur biologischen Landbau um CHF 2.5 Mio. im Voranschlagsjahr
sowie in den Finanzplanjahren. Gegen die Aufstockung der Direktzahlungen fur die
Landwirtschaft stellte sich eine Minderheit Schneider Schuttel (sp, FR), die
diesbeziglich dem Sténderat folgen wollte, jedoch mit 63 zu 127 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) unterlag. Abgelehnt hatten die Anderung die einstimmig stimmenden SP-
und GLP-Fraktionen sowie Minderheiten der FDP- und der Griinen-Fraktion. Auf Antrag
Mattea Meyer (sp, ZH) stockte der Nationalrat mit 112 zu 81 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
auch das Globalbudget des Fedpol im Voranschlagsjahr sowie in den Finanzplanjahren
um CHF 600'000 auf. Damit sollte eine Reduktion aus den Finanzplanjahren 2017 bis
2019 korrigiert werden, um damit eine Stellenaufstockung um vier Stellen zur Erflllung
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der Zentralstellenaufgaben des Fedpol im Bereich Internetkriminalitat, insbesondere
der Padokriminalitat, zu ermdéglichen. Die SVP- und die FDP-Fraktionen hatten sich
dagegen gewehrt, weil diese Stellen intern Uber das Globalbudget finanziert werden
sollten, wie Albert Vitali (fdp, LU) betonte.

Sparsamer als der Standerat zeigte sich die grosse Kammer bezlglich der finanziellen
Unterstitzung von Selbsthilfeprojekten beim Bundesamt fur Justiz: Hier sperrte sie sich
stillschweigend gegen die vom Standerat beschlossene Ausgabenerhéhung auf CHF 2
Mio. Ohne Minderheit akzeptiert wurden auch die Antrége zum SEM: Die
Betriebsausgaben zu den Bundesasylzentren senkte der Rat nach Absprache der
Kommission mit dem SEM um CHF 27 Mio. und die Beitrage fur die Sozialhilfe
Asylsuchender und vorlaufig Aufgenommener reduzierte er aufgrund aktualisierter
Zahlen um 12.8 Mio. Dies obwohl Finanzminister Maurer darauf hingewiesen hatte, dass
man damit an den Leistungen des Bundes «lUberhaupt nichts» andere, denn diese seien
gesetzlich vorgegeben. Ein solcher Beschluss flhre spater aber allenfalls zu
Nachtragskrediten, wenn sich die Flichtlingssituation andern sollte.

Umstritten waren auch im Nationalrat vor allem die Bildungsausgaben. Diesbezlglich
lagen neben dem Mehrheitsantrag drei Minderheitsantrage vor. Die Mehrheit wollte in
den meisten Bildungsfragen dem Bundesrat folgen und die Bildungsausgaben nicht um
die ehemaligen Teuerungsbeitrége erhdhen. Einzig bezlglich der Berufsbildung
beflirwortete sie eine zusatzliche Erhdhung. Eine Minderheit | Schneider Schuttel
forderte, dem Standerat folgend, die im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020
beschlossenen Betrége, eine Minderheit Il Bourgeois (fdp, FR) bevorzugte hingegen
mehrheitlich einen Mittelweg zwischen Stéanderat und Bundesrat. Dieser basierte auf
den Aufstockungen des Budgets im Bildungsbereich, welche das Parlament bereits 2019
vorgenommen hatte, abzlglich der Teuerungskorrektur nach Dittli (fdp, UR; Mo.
16.3705) um -0.1 Prozent. Mit 132 zu 60 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und 139 zu 52
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit Il gegen die Minderheit | und
die Mehrheit durch. Zudem sprach sich der Nationalrat beim Bildungsbudget zusatzlich
fir eine Minderheit |l Schneider Schittel aus, welche bei den Institutionen der
Forschungsférderung eine zusatzliche Erhéhung um CHF 1.1 Mio. forderte, die
zugunsten der Akademien der Wissenschaften Schweiz eingesetzt werden sollte.
Schliesslich nahm der Nationalrat verglichen mit dem Standerat einige Anderungen bei
den Sollwerten vor, insbesondere im Gesundheitsbereich. Der Messwert flr den Anteil
Rauchender in der Bevdlkerung, geméss dem nicht mehr als 25 Prozent der Bevélkerung
rauchen sollen, wurde gestrichen, da dessen Messung geméass Kommission keine
Aufgabe des Staates sei. Dies obwohl Finanzminister Maurer vor der Streichung gewarnt
und diese als falsches Signal bezeichnet hatte. Gesteigert werden sollte hingegen der
Anteil Arztpraxen mit elektronischer Krankengeschichte der Patientinnen und
Patienten. Heute liegt dieser bei 76 Prozent, im Jahr 2020 soll er bei 80 Prozent zu
liegen kommen und flur die Finanzplanjahre weiter gesteigert werden. Bei der
Militarversicherung soll der Anteil der Verwaltungskosten an den Gesamtkosten von 10.7
Prozent auf 10 Prozent gesenkt werden. Diese Anderungen waren nicht umstritten,
genauso wenig wie die Reduktion des Grenzwertes zum Auftreten von gentechnisch
verandertem Raps entlang von Bahngeleisen (von 0.5 Prozent auf 0.25 Prozent aller
untersuchten Proben). Schliesslich erhdhte der Nationalrat auch die Messgrosse bei
den Besucherinnen und Besuchern der bundeseigenen Museen von 60'000 auf 65'000
Personen - obwohl! dies gemass Bundesrat Maurer «nicht mehr Leute in die Museen»
locken werde.

Die (brigen Anderungen, meistens beantragt von Mitgliedern der SP- oder der SVP-
Fraktion, lehnte die Ratsmehrheit jeweils deutlich ab. Verschiedene linke Minderheiten
setzten sich fur Budgeterhéhungen im Bereich des Umweltschutzes ein. So versuchte
eine Minderheit Schneider Schittel unter anderem die Uberprifung von Wirkstoffen
zur Senkung des Risikos von Pflanzenschutzmitteln flr aquatische Organismen fir das
Jahr 2020 von 20 auf 30 Wirkstoffe zu erhdhen sowie die dazu noétigen acht
zusatzlichen Stellen bei vier verschiedenen Bundesamtern zu schaffen. Mit 105 zu 84
Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte der Rat den Antrag gegen den Willen der SP-, GPS-
und GLP-Fraktionen sowie der Mitglieder der EVP ab. Da sich der
Uberpriifungsrhythmus an jenen der EU anlehne, sei eine Aufstockung hier nicht
angebracht, erklérte Alois Gmur (cvp, SZ) fur die Kommission. Eine weitere Minderheit
Schneider Schuttel wollte CHF 20 Mio. mehr fir die Revitalisierung von Gewassern
einsetzen, weil die Nachfrage nach Bundesmittel in diesem Bereich stark angestiegen
sei und im kommenden Jahr zahlreiche Projekte realisiert werden sollten. Mit 96 zu 95
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) lehnte der Rat jedoch auch diesen Antrag ab, wobei
Kommissionssprecher Gmur darauf hinwies, dass bei tatsachlichem Fehlen von Mitteln
Nachtragskredite eingereicht werden kénnten. Zudem setzte sich eine Minderheit
Masshardt (sp, BE) fiir eine Verdoppelung des Betrags fir den Technologietransfer beim
Bundesamt fur Energie von CHF 20 Mio. auf CHF 40 Mio. ein. Dieses Geld diene dazu,
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dass neue, noch nicht marktreife Technologien erprobt werden kénnten. Eine Erhéhung
sei nicht notig, weil die Privatwirtschaft solche Ideen kostensparend entwickeln kénne,
argumentierte Sandra Sollberger (svp, BL) und begriindete damit auch ihre Minderheit |l
Sollberger, die den Betrag auf CHF 10 Mio. reduzieren wollte. Mit 142 zu 52 Stimmen
respektive 107 zu 86 Stimmen (bei 1 Enthaltung) setzte sich der Mehrheitsantrag gegen
die Antrage der Minderheit Il respektive der Minderheit | durch.

Doch nicht nur im Umweltbereich, auch zu anderen Themen reichte die SP-Fraktion
erfolglos Vorstésse ein. So wollten linke Minderheiten etwa das Globalbudget des
Eidgendssischen Buros fur die Gleichstellung von Frau und Mann aufstocken, die
Kulturabgeltung an die Stadt Bern in den Finanzplanjahren fortsetzen, dem BIT eine
grossere Konstanz in der Personalentwicklung als neues Ziel vorschreiben sowie eine
Aufstockung beim Eidgendssischen Personalamt vornehmen, das in der Folge
Lehrstellen und Hochschulpraktika zur Integration von Menschen, die aus dem
Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, anbieten soll.

Die SVP hingegen versuchte vor allem, dem Stellenzuwachs beim Bund - im Voranschlag
2020 betragt dieser gemaéss Franz Gruter (svp, LU) 267 zusatzliche Stellen - Einhalt zu
gebieten. Dazu wollte Gruter allgemein die Ausgaben fur den Personalaufwand im
Voranschlag 2020 sowie in den Finanzplanjahren bei CHF 6 Mrd. plafonieren - zum
ersten Mal Uberhaupt Uberstiegen die geplanten Ausgaben fir das Personal die Grenze
von CHF 6 Mrd. Mit 134 zu 51 Stimmen lehnte der Rat den Minderheitsantrag Gruter
gegen den Willen der geschlossen stimmenden SVP ab. Zudem wollte eine weitere
Minderheit Griter den Betrag fir die Lohnmassnahmen halbieren; 0.5 Prozent der
Lohnsumme reichten fur Lohnverhandlungen, erkléarte der Minderheitensprecher. Mit
140 zu 52 Stimmen lehnte der Rat auch diesen Antrag ab. Auch die weiteren
Minderheitsantrége, die vorsahen, die Ausgaben des Blros fir Konsumentenfragen auf
dem Stand der Rechnung von 2018 zu plafonieren, auf die Budgeterhdhung der
Parlamentsdienste zur Schaffung von drei neuen Vollzeitstellen sowie auf Erhdhungen
in den Personalbereichen des EDA, des BAG und des BFS zu verzichten, lehnte der
Nationalrat ab.

Zu reden gaben schliesslich auch die Bereiche Entwicklungszusammenarbeit und
Sicherheit. Wahrend eine Minderheit | Keller (svp, NW) die Ausgaben fur multilaterale
Entwicklungszusammenarbeit deutlich kiirzen wollte, schlug eine Minderheit Il Gysi (sp,
SG) in diesem Bereich eine Erhéhung des Budgets vor, um erneut auf die in der
Botschaft 2017-2020 vereinbarten Ausgaben zu kommen und um im Jahr 2023 eine
APD-Quote von 0.5 Prozent des Bruttonationaleinkommens zu erreichen.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen eine weitere Kirzung in diesem Bereich - die
Schweiz habe hier in den letzten Jahren die gréssten Kirzungen vorgenommen, obwohl
sie  weiterhin  ihren  Verpflichtungen = nachkommen musse, erklarte er.
Kommissionssprecher Gmdr betonte hingegen, dass es sich bei der APD-Quote weder
um ein finanzpolitisches Steuerungsinstrument, noch um einen Zielwert handle,
sondern um einen Richtwert. Mit 140 zu 51 Stimmen und 106 zu 84 Stimmen (1
Enthaltung) sprach sich die grosse Kammer flr den Mittelweg, den Mehrheitsantrag, aus
und beliess die entsprechenden Ausgaben auf ihrer urspringlichen Hohe.

Mit 135 zu 54 Stimmen nahm der Nationalrat schliesslich den Bundesbeschluss la Gber
den Voranschlag fur das Jahr 2020, der verglichen mit dem bundesréatlichen
Budgetvorschlag Mehrausgaben von CHF 245 Mio. mit sich bringe, wie die beiden
Kommissionssprecher Gmur und Nicolet (svp, VD) erklérten, in der Gesamtabstimmung
an. Abgelehnt wurde er einstimmig von der SVP und von Stefania Prezioso Batou (gps,
GE). Kaum bis gar nicht umstritten waren der Bundesbeschluss Ib Uber die
Planungsgréssen im Voranschlag fur das Jahr 2020, der Bundesbeschluss Il Uber den
Finanzplan fir die Jahre 2021-2023, der Bundesbeschluss lll Gber die Entnahmen aus
dem Bahninfrastrukturfonds flr das Jahr 2020 sowie der Bundesbeschluss IV Uber die
Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds fir das Jahr
2020."

Im Rahmen der Debatte zum Voranschlag 2020 verabschiedete das Parlament auch die
Nachtrige Il und lla zum Voranschlag 2019. Ersteren hatte der Bundesrat im
September 2019 vorgestellt: Der Nachtrag Il umfasste 13 Kredite in der Hohe von CHF 93
Mio., was abzlglich interner Kompensationen (CHF 2.6 Mio.) und Wertberichtigungen
(CHF 2 Mio.) effektive Mehrausgaben von CHF 88.4 Mio. mit sich brachte. Dies
entsprach 0.12 Prozent der Ausgaben des Voranschlags 2019, was im langjahrigen
Durchschnitt lag (2012-2018: 0.15%). Der grosste Beitrag sei die Einlage fur den
Nationalstrassen- und Agglomerationsfonds (NAF; CHF 57 Mio.), welche durch eine
Anderung der Verbuchungsmethode begriindet sei: Die Ertrage der Bewirtschaftung der
Nationalstrassen sowie Drittmittel von Kantonen und Gemeinden wirden neu via ASTRA
in den NAF eingelegt; diese Einlage musse entsprechend erhéht werden. Um
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verzogerte Projekte fertigzustellen, sollte auch der Kredit fir den Betrieb, Ausbau und
Unterhalt der Nationalstrassen im Rahmen des NAF um CHF 15 Mio. erhéht werden.
Auch in der Sonderrechnung fir die Bahninfrastruktur (BIF) sollte der Kredit fir den
Substanzerhalt der Bahninfrastruktur  fir die aktualisierte  Planung der
Infrastrukturbetreiber und Seilbahnen um CHF 232 Mio. erhéht werden, wobei ein Teil
dieser Kosten im Voranschlagskredit 2020 flir den Betrieb kompensiert wirde (-CHF 88
Mio.). Fur die termingerechte Fertigstellung der Arbeiten am Ceneri-Basistunnel im
Rahmen der NEAT forderte der Bundesrat einen zusatzlichen Kredit in der Hohe von
CHF 39 Mio. Schliesslich musste der Bund CHF 25 Mio. zusatzlich an die EL zur IV
bezahlen, deren Kosten im Jahr 2019 um denselben Betrag hdher ausgefallen waren als
im Voranschlag budgetiert.

Im Oktober 2019 legte der Bundesrat zudem den Nachtrag lla vor, der zur «Honorierung
der gezogenen Solidarburgschaften fur die schweizerische Hochseeschifffahrt» notig
geworden sei, wie die Regierung erklarte. Darin fasste sie das neuste Problem bezlglich
der Hochseeschifffahrtsbirgschaften, die Einstellung des Schiffsbetriebs der acht
Hochseeschiffe umfassenden Massmariner SA, zusammen. Der Bund verblrge
Massmariner-Schiffe noch mit CHF 129 Mio., diese Burgschaften seien nun nach dem
Entscheid zum Verkauf dieser Schiffe gezogen worden. Der Bund sei nun gegenlber der
betroffenen Bank zur Zahlung der ausstehenden verburgten Darlehenssumme bis
Februar 2020 verpflichtet.

Letzterer Nachtrag fihrte in der Nationalratsdebatte in der Wintersession 2020 zu
einigen Diskussionen. Zuvor hatte der Standerat alle Nachtrage diskussionslos und
stillschweigend angenommen. Bereits in der Kommission sei diese Frage intensiv
diskutiert worden, erklarte Alois Gmdr (cvp, SZ) im Nationalrat; die Mehrheit sei jedoch
zum Schluss gekommen, «dass das Parlament wohl keine Alternative hat, als diesen
Nachtragskredit zu bewilligen». Ahnlich formulierten es seine Ratskolleginnen und
-kollegen, Ursula Schneider Schittel (sp, FR) sprach beispielsweise von einer
«zdhneknirschenden» Zustimmung. Pirmin Schwander (svp, SZ) hingegen stellte den
Antrag, im Nachtrag Il zum Voranschlag 2019 auf die Genehmigung der Zahlung zu
verzichten. Der Bund und die betroffene Bank hatten die Begleichung der
ausstehenden Darlehenssummen auf Februar 2020 festgelegt, der Bundesrat solle
diese Frist nun neu aushandeln und dadurch der Oberaufsicht und dem Parlament die
Méglichkeit geben, die Einsetzung einer PUK zu prifen. Auch der SVP-Fraktion sei klar,
dass man zahlen musse, erklarte Schwander, man musse nun aber Halt sagen und der
weltweiten Hochseeschifffahrtsbranche ein Zeichen schicken, dass diese kinftig die
Preise nicht mehr so stark drlicken kénne. Bundesrat Maurer goutierte dieses Vorgehen
keineswegs: «Sie konnen hier schon die starke Person spielen und sagen: «Wir bezahlen
noch nicht!» Aber wir bezahlen ohnehin», betonte er und bat den Nationalrat, den
Nachtrag zu bewilligen. Mit 103 zu 52 Stimmen (bei 40 Enthaltungen) folgte die grosse
Kammer dieser Bitte. Die SVP sprach sich geschlossen gegen den Nachtrag aus, die SP
und vereinzelte Nationalratinnen und Nationalrate anderer Fraktionen enthielten sich
ihrer Stimme.

Genauso wie diesen Nachtrag genehmigte der Nationalrat auch die Ubrigen, kleineren
Ausgaben: unter anderem CHF 3.4 Mio. aufgrund der Erhdhung des Beitragssatzes der
Schweiz fur das UNO-Budget; CHF 1.7 Mio. fur die Arbeitslosenversicherung, da der
Bund 2018 einen zu tiefen Beitrag geleistet hatte; CHF 1 Mio. fUr das IT-Programm
Genova, die durch eine Verzogerung von sechs Monaten aufgrund von
Stabilitatsméngeln der Software notig geworden waren; CHF 430'000 aufgrund von
Anderungen am Beitragsschliissel der OECD; CHF 350'000 fiir die Bundesanwaltschaft,
die durch die Untersuchungen im Disziplinarverfahren betreffend Bundesanwalt
Michael Lauber noétig geworden waren; sowie CHF 300°000 fur die Zollverwaltung
aufgrund der Erhéhung des Frontex-Budgets. "
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Im Marz 2017 debattierte der Nationalrat Gber den Verfassungsartikel iiber ein Klima-
und Energielenkungssystem (KELS). Nachdem die UREK-NR im Januar einstimmig
Nichteintreten empfohlen hatte, deklarierten alle Fraktionen der grossen Kammer, dass
sie nicht auf die Vorlage eintreten wollen. Die Parteien argumentierten dabei sehr
unterschiedlich. Wahrend die SVP ein Energielenkungssystem und die Energie- und
Klimaziele insgesamt in Frage stellte, betonten FDP und CVP die Schwierigkeiten fur die
Wirtschaft, welche das KELS nach sich ziehen wirde. Stefan Miller-Altermatt (cvp, SO)
sagte fur die CVP-Fraktion, das KELS sei ,in der besten aller Welten das beste aller
Systeme". Da wir aber nicht in der besten aller Welten leben wirden, lehne die CVP die
Vorlage ab. Eric Nussbaumer (sp, BL) hielt fest, dass es bereits eine
Verfassungsgrundlage fur Lenkungsabgaben gebe und das KELS deshalb nicht notwendig
sei. Grine und Grunliberale lehnten das KELS ebenfalls ab, betonten aber die
Wichtigkeit eines Massnahmenmixes zur Erreichung der Energie- und Klimaziele.
Obschon ein Nichteintreten quasi von Beginn der Debatte an feststand, dauerte die
Diskussion Uber zwei Stunden. Dies war vor allem auf die zahlreichen Fragestellungen
aus der SVP-Fraktion zurtickzufuhren: Insgesamt 39 Fragen stellten Mitglieder der SVP-
Fraktion den Rednerinnen und Rednern der anderen Fraktionen, zumeist mit dem Ziel,
deren Haltung zum ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 in Frage zu
stellen. Die meisten Wortmeldungen kamen dabei von Magdalena Martullo-Blocher,
Adrian Amstutz, Albert Rosti, Walter Wobmann, Christian Imark und Toni Brunner. Das
abschliessende Votum von Bundesrat Maurer fir das KELS énderte nichts: Die grosse
Kammer beschloss ohne Gegenantrag Nichteintreten. ™

Energiepolitik

Nach dem Nationalrat trat auch der Stdnderat nicht auf einen Verfassungsartikel iiber
ein Klima- und Energielenkungssystem ein. Er folgte damit der einstimmigen
Empfehlung seiner UREK-SR. Bundesrat Maurer hielt im Rat fest, die Vorlage sei aus
ganz unterschiedlichen Grinden zurtckgewiesen worden: Einige lehnten ein
Lenkungssystem grundsétzlich ab, andere fanden eine Verfassungsgrundlage flr ein
Lenkungssystem unndtig. Es werde mit der Ablehnung der Vorlage aber .kein einziges
Problem geldst™. Der Bundesrat halte ein Lenkungssystem weiterhin fir das
effizienteste Mittel zur Senkung des Energieverbrauchs. Mit der oppositionslosen
Annahme des Kommissionsantrags auf Zurlickweisung wurde die Vorlage vom Stéanderat
erledigt.
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